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Endgültige Entscheidung des BAG für die Diakonie in der Rechtsache
„Egenberger“ am 21.05.2026

Umsetzung der Mitarbeitsrichtlinie der EKD (2024)

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir möchten Sie darüber informieren, dass der seit 2013 laufende Rechtsstreit in der
Sache „Egenberger“ durch das Urteil des Bundesarbeitsgerichts (BAG) beendet und zu
Gunsten der Diakonie entschieden worden ist. Herr Dr. Kruttschnitt hat das EWDE in
der mündlichen Verhandlung am 21. Mai 2026 vor dem BAG zusammen mit unserem
Rechtsanwalt Dr. Sandmaier vertreten. Die Medienberichtserstattung spiegelt die
respektvolle Haltung beider Seiten dieses Rechtsstreits zueinander ebenso wider wie
den Verweis von Herrn Dr. Kruttschnitt auf eine offene und einladende Diakonie mit
durch die Mitarbeitsrichtlinie der EKD weit geöffneten Einstellungsvoraussetzungen. Die
Urteilsbegrünung liegt noch nicht vor, wir werden sie selbstverständlich genau prüfen.

Einzelfallentscheidung nach Grundsatzentscheidungen zum kirchlichen
Selbstbestimmungsrecht und dem Antidiskriminierungsrecht

Das Urteil des BAG ist eine Einzelfallentscheidung zu der Frage, ob die Diakonie für
eine bestimmte Stelle von einer Bewerberin eine Kirchenmitgliedschaft verlangen
durfte. Dies wurde im konkreten Fall insbesondere deswegen bejaht, weil nach der
Stellenbeschreibung die Vertretung der Diakonie nach außen erforderlich war.
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Die Bedeutung des Rechtsstreits, der zuvor auch den Gerichtshof der Europäischen
Union (EuGH) und das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) beschäftigt hat, reicht
jedoch weit über den Einzelfall hinaus. In der Abwägung zwischen dem religiösen
Selbstbestimmungsrecht auf der einen Seite und dem Recht der Bewerberin auf
Diskriminierungsfreiheit auf der anderen Seite ging es auch darum, wie der Schutz
deutscher und europäischer Grundrechte ineinandergreifen. Am 10. November 2025
hatten wir Sie darüber informiert, dass das BVerfG einer Verfassungsbeschwerde des
EWDE stattgegeben, das religiöse Selbstbestimmungsrecht gestärkt und zugleich die
Vorgaben des europäischen Antidiskriminierungsrechts bestätigt hat. Nach den
Vorgaben des BVerfG hatte das BAG nun erneut zu entscheiden.

Das BAG entschied am 21. Mai 2026 den Fall Egenberger wie folgt:

„Der Beklagte [das EWDE] hat die Klägerin nicht unzulässig wegen der Religion
benachteiligt. Die aufgrund der Stellenausschreibung im Grundsatz indizierte
Benachteiligung war nach § 9 Abs. 1 Alt. 2 AGG [Allgemeines
Gleichbehandlungsgesetz] ausnahmsweise gerechtfertigt. Diese Bestimmung erlaubt in
unionsrechts- und verfassungskonformer Auslegung gemäß Art. 4 Abs. 2 Richtlinie
2000/78/EG und Art. 4 GG iVm. Art. 140 GG, Art. 137 Abs. 3 Satz 1 WRV eine
unterschiedliche Behandlung wegen der Religion, wenn die Kirchenzugehörigkeit nach
der Art der Tätigkeit oder den Umständen ihrer Ausübung eine wesentliche,
rechtmäßige und gerechtfertigte berufliche Anforderung angesichts des Ethos der
Religionsgemeinschaft darstellt bzw. die Kirchenzugehörigkeit im Hinblick auf die
konkrete Tätigkeit für die Wahrung des religiösen Selbstverständnisses geeignet,
erforderlich und angemessen ist. Abweichend von seiner Entscheidung aus dem Jahr
2018 hat der Senat bei Vornahme der gebotenen Abwägung die Anforderungen einer
Rechtfertigung des Verlangens der Kirchenzugehörigkeit für die konkret
ausgeschriebene Stelle insbesondere wegen der – in der Stellenbeschreibung
angeführten – Aufgabe der Vertretung des Beklagten als erfüllt angesehen“1.

Mitarbeitsrichtlinie 2024 der EKD als verfassungs- und europarechtskonforme
Grundlage für die Praxis in der Diakonie.

Kirche und Diakonie dürfen nach der Rechtsprechung des BVerfG und des EuGH als
Einstellungsvoraussetzung weiterhin eine Kirchenzugehörigkeit verlangen, wenn diese
nach der Art der konkreten Tätigkeit oder den Umständen ihrer Ausübung angesichts
des Ethos der Religionsgemeinschaft eine gerechtfertigte berufliche Anforderung
darstellt.

Das Bundesverfassungsgericht hatte im September 2025 entscheiden: „Je größer die
Bedeutung der betroffenen Position für die religiöse Identität der Religionsgemeinschaft
nach innen oder außen, desto mehr Gewicht besitzt dieser Umstand und ein daraus
abgeleitetes Erfordernis der Kirchenmitgliedschaft.“2.

Mit diesem durch das Verfassungsrecht gegeben Spielraum gehen wir
verantwortungsvoll um. Im Ergebnis hat das Bundesverfassungsgericht die

1 www.bundesarbeitsgericht.de/presse/kirchenzugehoerigkeit-als-einstellungsvoraussetzung.
2 Bundesverfassungsgericht, Satz 1 von Leitsatz 3d des Beschlusses vom 29.09.2025, 2 BvR 934/19.

http://www.bundesarbeitsgericht.de/presse/kirchenzugehoerigkeit-als-einstellungsvoraussetzung
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Veränderungen bestätigt, die unser Kirchenrecht mit der neuen Mitarbeitsrichtlinie der
EKD 20243 erfahren hat: Kirche und Diakonie haben sich mit der Mitarbeitsrichtlinie der
EKD 2024 für Mitarbeitende ohne Kirchenzugehörigkeit weit geöffnet. Rechtlich
gesehen wurde damit die Anforderung einer Kirchenmitgliedschaft von der Regel zur
begründungspflichtigen Ausnahme. Das ist für die diakonischen Unternehmen und
Einrichtungen wichtig. Die erfolgreiche Erfüllung des christlich-diakonischen Auftrags in
einer zunehmend multireligiösen und säkularen Gesellschaft wäre, auch angesichts des
zunehmenden Fachkräftemangels, ohne diese Öffnung schwierig.

Eine gute Umsetzung der Mitarbeitsrichtlinie durch die Diakonischen Werke und in allen
Einrichtungen hat nach der Entscheidung des BAG vom 21. Mai 2026 weiterhin große
Bedeutung. Zur Vermeidung langwieriger Rechtsstreitigkeiten wird es weiterhin darauf
ankommen, dass die Gründe für das Erfordernis einer Kirchenmitgliedschaft ggfs. gut
dokumentiert werden, ebenso Gründe für die Nichtberücksichtigung von Bewerbenden,
die mit einer fehlenden Kirchenmitgliedschaft gar nicht im Zusammenhang stehen.

Weil bei der Frage, ob eine Kirchenmitgliedschaft verlangt werden kann, immer eine
Abwägung der Grundrechtspositionen beider Seiten im konkreten Fall erforderlich ist,
kann es dennoch auch in Zukunft zu Auseinandersetzungen und Rechtsstreitigkeiten
kommen. Aus unserer Sicht ist das, so aufwändig solche Auseinandersetzungen im
Einzelfall auch sein mögen, positiver Ausdruck eines funktionierenden Rechtsstaats mit
effektivem Rechtsschutzes in Grundrechtsfragen und für das kirchliche
Selbstbestimmungsrecht.

Mit herzlichen Grüßen

Rüdiger Schuch
Präsident
Diakonie Deutschland

Elke Ronneberger
Bundesvorständin
Sozialpolitik

Dr. Jörg Kruttschnitt
Bundesvorstand Finanzen,
Personal und Recht
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